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WAHLKAMPFINAUSTRALIEN

PazifischeLösungEine harte Linie gegen
Flüchtlingeist Konsens
zwischen Regierung und

Oppositioni m
australischen
Wahlkampf.

Die Nachbarstaaten
werden gedrängt, dieser

Politikzufolgen.

AuchinZukunft werde man
Flüchtlingsschiffe auf dem
Weg nach Australien nicht
mit Gewalt stoppen, erklärte
der indonesische Admiral In-
droko Sastrowrijono am
Dienstag vergangener Woche
gegenüber der australischen
TageszeitungSydneyMorning
Herald: "Wir werdensie nicht
festnehmen, wir können sie
nur bei der Erreichung ihres
Ziels gewähren lassen, denn
esistihr Recht, und wenn wir
ihnen logistisch helfen kön-
nen, werden wir diestun."
Der Admiral zitierte damit

nichts anderes als die Grund-
sätzedesinternationalenSee-
rechts. Doch Australiens Pre-
mierminister John Howard
will davon nichts wissen:
"Wir werden weiter versu-
chen, sie zu überzeugen, eine
andere Haltungeinzunehmen,
und wenn wir die Wahlen ge-
winnen, erwarteichsofortige
Gespräche mit der Präsiden-
tinvonIndonesien."
Mit einer harten Linie in

der Flüchtlingspolitik möchte
die amtierende Regierungfür
die Parlamentswahlen am10.
November Punkte sammeln.
In den Umfragen führt der
Konservative Howardvor der
oppositionellen Labor−Partei,
die sich ebenfalls mit Vor-
schlägenzur Abschottungge-
gen Flüchtlinge profilieren
will. Vor demHintergrunddes
rassistisch geführten Wahl-
kampfes häufen sich die
Flüchtlingsdramen vor der
australischenKüste.
Da die australische Regie-

rungallelegalenEinreisemög-
lichkeiten verhindert, müs-

sen die Flüchtlinge i mmer
größere Risikeneingehen. Am
19. Oktober ertranken 360
Menschen auf dem Weg nach
Australien vor der indonesi-
schen Küste. "Das Boot sank
innerhalb von zehn Minu-
ten", berichtete Jean−Philip-
pe Chauzy, der Sprecher der
Internationalen Organisation
für Migration (IOM), die i m
Auftrag des UN−Flüchtlings-
hilfswerks UNHCR arbeitet.
Nur 44 Flüchtlinge über-
lebten.

Warnschüsse gegen
Flüchtlingsboot
Kein Grund für Howard,

seine Politik zu ändern. An-
dernfalls, so prophezeite er,
wären "die Küsten dieser Na-
tion voll von Booten Asylsu-
chender". Auch Oppositions-
führer Kim Beazley von der
Labor−Partei versprach, "ent-
schlossen den Menschen-
schmuggel nachAustralienzu
stoppen". Beazley sagte ge-
genüber Radio 3AWin Mel-
bourne: "Der einzige Weg, um
diesen Menschenhandel zu
stoppen, ist ein Abkommen
mit Indonesien." Indonesien
scheint jedoch keinInteresse
daran zu haben, auf die aus-
tralischenForderungeneinzu-
gehen und Bootsflüchtlinge
am Verlassen des Landes zu
hindern. NachdemUntergang
des Fischerbootes berich-
teten australische Medien
sogar, dass indonesische
Polizisten den Menschen-
schmugglern geholfen hätten.
Überlebendeberichtetendem
UNHCR, sie seien vonindone-

sischen Sicherheitskräften
mit gezogener Waffe auf das
verrottete Schiff gezwungen
worden.
Asylsuchende sind eben-

falls von Seiten der australi-
schen Marine mit Gewalt kon-
frontiert. Seit Anfang Septem-
ber werden mutmaßliche
Flüchtlingsschiffe auch in in-
ternationalen Gewässern ge-
stoppt. So wurde Mitte ver-
gangener Woche ein Schiff
mit 31 Vietnamesen 150 See-
meilen vor der australischen
Küste aufgebracht. Bereits
Anfang Oktober war ein mit
220 Flüchtlingen besetztes
Boot von dem australischen
Kriegsschiff Adelaide gestellt
worden. Als der Kutter trotz
gegenteiliger Aufforderung
seinen Kurs fortsetzte, feuer-
te das australische Kriegs-
schiff ihm vier Warnschüsse
undeinige Maschinengewehr-
salven vor den Bug. Dass
daraufhin Flüchtlinge mit ih-
ren Kindernin Panikins Was-
ser sprangen, wertete Außen-
minister Alexander Downer
als besonders unmoralische
Tat der Eltern. "Zivilisierte
Menschen würden nicht mal
i mTraumdaran denken, ihre
eigenen Kinder so zu behan-
deln", erklärte er gegenüber
der Zeitung The Age. Premier-
minister Howard stellte fest,
dass er "keine Menschen von
diesem Schlag in Australien
haben will". Für Immigra-
tionsminister Philip Ruddock
sind solche Flüchtlinge
schlicht "verachtenswert und
ekelhaft".
Bereits seit Jahren werden

illegalisierte Flüchtlinge in
"obligatorische Haft" genom-
men und in Internierungsla-
gern von der Öffentlichkeit
abgeschottet. Nun versucht
die australische Regierung,
mit der vollen Unterstützung
der Labor−Opposition, die
Flüchtlinge i m Ausland zu

Der australische Außenminister Alexander Downer(links, hier aufStaatsbesuchin der Türkei)überFlüchtlinge, die nach Warnschüssen der Küstenwache aus Panik
mit ihren Kindernins Wassersprangen: "Zivilisierte Menschen würden nicht mal imTraumdaran denken, ihre eigenen Kindersozu behandeln". (Foto: epa)

entsorgen. Howard hat hier-
für den Plan "Pazifische Lö-
sung" konzipiert, der die Auf-
nahmevonFlüchtlingeninpa-
zifischen Kleinstaaten undIn-
seln wie Papua−Neuguinea,
Nauru, Kiribati oder Fiji vor-
sieht. Der Plan stößt inzwi-
schen auf größeren Wider-
spruch bei denlokalen Regie-
rungen.

Flüchtlinge als
"potentielle Terroristen"
Nach Angaben des Sydney

Morning Herald kostet der
Aufbau von Internierungsla-
gern i m Ausland die Regie-
rung über 103 Millionen Dol-
lar, etwa 58 Millionen Euro.
Howardlegiti miert die Ausga-

ben mit dem Hinweis, dass
"wir alles tun werden, umdie
Integrität unserer Grenzen zu
verteidigen", umpotenziellen
Flüchtlingen zu zeigen, dass
Australienkeine"günstige Ge-
legenheit" biete. Seit den Ter-
roranschlägen vom 11. Sep-
tember geltendieFlüchtlinge,
die überwiegend aus demNa-
henund Mittleren Ostenkom-
men, zudemals Sicherheitsri-
siko. Australien, das sich mit
Spezialeinheiten und Schiffen
am Krieg gegen Afghanistan
beteiligt, will keine zusätzli-
chen Flüchtlinge aus der Re-
gion aufnehmen. Schließlich,
so die australische Wochen-
zeitung Green Left Weekly,
sind sich Regierung und Op-
position darineinig, "dass die
Grenzen noch weiter ver-
stärkt werden müssen gegen
dieillegalenImmigranten aus
Afghanistan, da sie potenziel-
le Terroristen sein könnten".
Eine Politik, die auch i mIn-
land Konsequenzen habe:
"Rassistische Angriffe gegen
musli mische Frauen, Mo-
scheen und arabisch ausse-
hende Männer häufen sichin
letzter Zeit."
Bei ihrer Asylpolitik kann

sichdie Regierungjedochdes
Rückhalts in der Bevölkerung
sicher sein. So unterstützen
nachUmfrageergebnissendes
Sydney Morning Herald 73
Prozent der Australier die
Rückführung von Flüchtlings-
schiffen durch die Marine,
noch mehrlehnen eine weite-
re Aufnahmevon Bootsflücht-
lingenab. Nur kleine Parteien
wie die australischen Grünen
und die Socialist Alliancefor-
dern deren Aufnahme und die
Abschaffung der "obligatori-
schen Haft". Die rechtsextre-
me Partei One Nation, die bei
denletzten Wahlenrund acht
Prozent der Sti mmen bekam,
ist inzwischen ihrer Themen
beraubt worden. Der Rechts-
ruckder großenParteienAus-
traliens ließ One Nation in
den Umfragewerten auf unter
drei Prozent sinken.
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